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Ulrike Guérot (Berlin)
Die deutsch-französische Kooperation in
Europa: Ein Blick in die Vergangenheit und
eine Agenda für die Zukunft
Die deutsch-französischen Beziehungen, seit jeher Motor der europäischen Integration, sind durch
verschiedene Faktoren in den 1990er Jahren in eine zunehmend schwere Krise geraten. Die Umbrü-
che des Jahres 1989, verschiedene Sichtweisen über die Unabhängigkeit der Europäischen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik (ESVP) gegenüber den USA sowie Streitigkeiten über die Modalitäten
der Wirtschafts- und Währungsunion haben dazu ebenso beigetragen wie der Wechsel der politischen
Führung in beiden Ländern. In Ermangelung eines gemeinsamen Konzepts zur politischen Ausgestal-
tung der EU-Osterweiterung gibt es  trotz jüngster Versuche der Annäherung  weiterhin Divergen-
zen über die institutionellen und finanziellen Konsequenzen der Erweiterung. Das deutsch-französi-
sche Tandem ist zwar noch notwendige, aber nicht mehr hinreichende Bedingung für Fortschritte in
der europäischen Integration.
1. Einleitende Bemerkungen
Im Jahre 2004 wird die Europäische Union
(EU) voraussichtlich aus 25 Mitgliedstaaten be-
stehen. Die Entscheidungsfindung in der EU,
vor allem im EU-Rat, wird immer schwieriger
werden. Aber auch in einer Gemeinschaft mit
sechs oder zehn Mitgliedern war es nicht immer
leicht, jene Probleme zu lösen, die sich fast un-
ausweichlich im neuen und beispiellosen Pro-
zess der europäischen Integration ergaben. So
wurden bis zur Einheitlichen Europäischen Akte
(1986) fast alle Entscheidungen einstimmig ge-
troffen; trotzdem war es möglich, Fortschritte
in der Integration zu erzielen.
Ein konstituierendes Element der Integration
war ohne Zweifel die deutsch-französische Zu-
sammenarbeit. Lange Zeit wurde die Koopera-
tion zwischen Frankreich und Deutschland als
der Motor der Integration angesehen. Dieser
Artikel soll nun die Beziehungen dieser beiden
Staaten im Hinblick auf ihre Bedeutung für die
Handlungsfähigkeit der Union überprüfen. Er
bringt einen Rückblick auf die 1990er Jahre und
 mit Stand Ende November 2002  eine Be-
standsaufnahme der deutsch-französischen Be-
ziehungen. Nach dem Erfolg der Währungsuni-
on und der Einführung des Euro kommt die po-
litische Integration auch wegen deutsch-franzö-
sischer Unstimmigkeiten nicht weiter. An den
vier Schlüsselthemen Währungsunion, Oster-
weiterung, Sicherheitspolitik und Verfassungs-
debatte soll dies einzeln beleuchtet werden. Der
Europäische Konvent, der am 28. Februar 2002
zu seiner konstituierenden Sitzung zusammen-
traf, ist vielleicht die letzte Chance für das poli-
tische Design eines großen, integrierten Europas.
2. Frankreich und Deutschland und das
„Große Europa“: Ein notwendiger Blick
zurück auf das letzte Jahrzehnt
Die Entwicklung der deutsch-französischen
Beziehungen in den 1990er Jahren war geprägt
von Orientierungslosigkeit, Resignation und
zunehmenden Reibungen. Während Frankreich
auf die eigene Verunsicherung durch den Fall
der Berliner Mauer im November 1989 mit ei-
ner Art nationalem Reflex reagierte, begann
die deutsche Außenpolitik, sich ihrer Verantwor-
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tung für die mittelosteuropäischen Staaten be-
wusst zu werden.
Frankreich hat seit 1989 Schwierigkeiten, sich
auf das größer gewordene Deutschland und sei-
ne neue Rolle in Europa einzustellen (Guérin-
Sendelbach 1997). Das Zaudern des damaligen
französischen Präsidenten François Mitterrand,
die deutsche Wiedervereinigung zu begrüßen
und mehr noch seine untauglichen Versuche, die
sich beschleunigende Entwicklung aufzuhalten,
haben bereits damals auf deutscher Seite für Ir-
ritationen und Enttäuschung gesorgt und so die
bilateralen Beziehungen erheblich gestört.
Die Atmosphäre konnte bereinigt werden,
indem Deutschland sich in diesem historischen
Moment gleichzeitig unwiderruflich und kon-
sequent für die intensive Fortführung des euro-
päischen Integrationsprozesses einsetzte und auf
dem Europäischen Rat in Straßburg im Dezem-
ber 1989 der Einberufung von zwei Regierungs-
konferenzen zur Schaffung der rechtlichen
Grundlagen einer politischen Union und der
Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) zu-
stimmte. Entsprechend der außenpolitischen
Philosophie der Bundesrepublik Deutschland
seit Konrad Adenauer, dass die deutsche und
die europäische Wiedervereinigung zwei Sei-
ten derselben Medaille sind, konnte Deutsch-
land unter Helmut Kohl damit sein ungebroche-
nes europäisches Engagement nachdrücklich
unter Beweis stellen und auf diese Weise in
Frankreich aufkeimende Ängste über das große
Deutschland zumindest einigermaßen be-
sänftigen.
Die französische Diplomatie hatte hingegen
Schwierigkeiten, sich auf die neue Lage einzu-
stellen. Der Vorschlag von 1990 zu einer Eu-
ropäischen Konföderation, d. h. die mittel- und
osteuropäischen Staaten in einer Art special
relationship mit der Europäischen Union zu
verbinden, ihnen aber letztlich keine Beitritts-
perspektive zu eröffnen, war ein Fauxpas, der
jedoch  wie auch Philippe Séguins Vorschlag
einer Refonte de lEurope (Neuguss Euro-
pas; Séguin 1993)  zeigte, dass Frankreich
nach 1989 föderalen Konzepten für Gesamt-
europa ablehnend gegenüberstand, während
Deutschland diese aus Gründen der Selbstein-
bindung zunächst eher noch verstärkt verfolg-
te. Damit fehlte Frankreich aber zugleich auch
die Energie, die politische Union innerhalb der
bestehenden EU noch vor den anstehenden Er-
weiterungsrunden voranzutreiben. Mit der ab-
lehnenden französischen Reaktion auf das 1994
vorgelegte Schäuble-Lamers-Papier zu
Kerneuropa (CDU/CSU-Bundestagsfraktion
1994, vgl. dazu unten)1  wurde so die vielleicht
letzte Möglichkeit zu einer institutionellen Ver-
tiefung vor der 1995 anstehenden Erweiterung
um Finnland, Österreich und Schweden ver-
passt. Infolge dieses französischen Rückzugs
auf die nationale Basis fehlte der EU auch bei
den anschließenden Verhandlungen über den
Amsterdamer Vertrag 1996/1997 wiederum die
Kraft, zentrale Fragen wie die Reduzierung der
Zahl der Kommissare, die Ausdehnung der
Mehrheitsentscheidungen im Rat und eine Neu-
gewichtung der Stimmen zufrieden stellend zu
lösen, da entsprechende deutsch-französische
Initiativen ausblieben und sich die Regierungen
beider Seiten stattdessen über die Ausgestaltung
der Währungsunion stritten.
So kam es kurz vor der Unterzeichnung des
Amsterdamer Vertrags auf dem deutsch-franzö-
sischen Gipfel von Poitiers im Juni 1997 zu
heftigen Auseinandersetzungen über die mak-
ro-ökonomische und monetäre Ausrichtung der
Währungsunion, die eindeutig die Verhandlun-
gen über den Amsterdamer Vertrag überschat-
teten. Auf deutscher Seite kam hinzu, dass die
Bundesländer inzwischen durch die Neufassung
des Art. 23 Grundgesetz mehr Mitsprachrecht
in der Europapolitik eingeräumt bekommen
hatten und davon 1997 zum ersten Mal auch
Gebrauch machten, als es in Amsterdam um die
Ausdehnung von Mehrheitsentscheidungen im
Bereich des Dritten Pfeilers des EU-Vertrags
(Justiz und Inneres) ging, die von den deutschen
Ländern blockiert wurde. Die einzige Aktion,
die Deutschland und Frankreich unter diesen
Umständen noch gemeinsam zu Stande bringen
konnten, war ein Vorschlag von Präsident
Jacques Chirac und Bundeskanzler Helmut Kohl
zum Subsidiaritätsprinzip2   erstmalig eine
deutsch-französische Initiative, die nicht auf die
Stärkung der gemeinschaftlichen Strukturen der
EU zielte, sondern umgekehrt im Grunde ge-
nommen das Anbringen nationaler Vorbehalte
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erleichtern sollte. Eine vom deutschen und vom
französischen Außenminister vorgebrachte In-
itiative zur Schaffung einer Flexibilitätsklausel,3
insbesondere im Bereich der Außen- und
Sicherheitspolitik, fand zwar ihren Eingang in
den Amsterdamer Vertrag, ihre politische Wir-
kung indessen verpuffte rasch.
Damit war die institutionelle Dynamik zwi-
schen Frankreich und Deutschland erschöpft.
Der Grabenkampf, den sich beide am Europäi-
schen Rat in Nizza (7.9. Dezember 2000) hin-
sichtlich der Parität der jeweiligen Stimmen im
Rat lieferten, zeugt davon, dass von der institu-
tionellen Parität zwischen Deutschland und
Frankreich in den EU-Institutionen auch die
Antriebskraft des Motors abhängt. Sollte
Deutschland hier dominieren, kann Frankreich
diesen Vorschlägen nicht zustimmen. So entwi-
ckelte Frankreich seit Ende der 1990er Jahre
zunehmend intergouvernementale Ambitionen,
um dadurch seinem spezifischen Gewicht, ins-
besondere in der Sicherheits- und Verteidigungs-
politik, mehr Nachdruck zu verleihen. Fortan
stellte Frankreich eher den Inhalt in den Vor-
dergrund (Was wollen wir gemeinsam in
Europa machen?),4  während Deutschland erst
den institutionellen Rahmen zimmern wollte
(vgl. SPD-Leitantrag 2001). Die institutionelle
Diskussion wurde zu einem dialogue des
sourdes (Dialog der Tauben).
3. Bestandsaufnahme: Wo stehen die
deutsch-französischen Beziehungen?
Am 22. Januar 2003 feiert der Elysée-Vertrag,
Grundlage für Aussöhnung und Freundschaft
zwischen Deutschland und Frankreich, seinen
40. Geburtstag. Die Kontakte zwischen den Part-
nern sind eng, die Treffen sind zahlreich, immer
wieder kommt es zu Erklärungen und Überein-
künften  manchmal recht unerwartet, wie die
Einigung über die Finanzierung der Oster-
weiterung auf dem Treffen des Europäischen
Rates am 24./25. Oktober 2002 in Brüssel. Wie
eben angedeutet, kann dies nicht verdecken, dass
es um die deutsch-französischen Beziehungen
nicht zum Besten steht (Guérot 2001a). Wurden
die tektonischen Verschiebungen im deutsch-
französischen Verhältnis seit 1989 bis Mitte der
90er Jahre noch rhetorisch verbrämt, so haben
sich seitdem Sprache und Stil im gegenseitigen
Umgang miteinander verändert und verhärtet.
Dies zeigte sich spätestens auf dem Berliner EU-
Gipfel im März 1999, auf dem um die Finanzie-
rung der erweiterten Union gerungen wurde, und
erneut am EU-Gipfel in Nizza im Dezember
2000, der die EU institutionell auf die Erweite-
rung vorbereiten sollte (Guérot 2001b).
3.1. Eine skeptische Sicht: Warum der Motor
stottert
Mindestens bis zu den großen Umbrüchen des
Jahres 1989 war das viel gerühmte deutsch-fran-
zösische Tandem zugleich notwendige, aber
auch hinreichende Bedingung für Fortschritte
in der europäischen Integration, und es gab ein
gemeinsames Projekt. Zu Beginn der 1990er
Jahre noch einte Helmut Kohl, François
Mitterrand und Jacques Delors das Vorhaben,
das wiedervereinte Deutschland unwiderruflich
in ein integriertes Gesamteuropa einzubinden.
Ein geeintes, föderales Europa als Revers der
deutschen Wiedervereinigung, das war das Pa-
radigma der deutschen Außenpolitik von
Adenauer bis Kohl. Mit Nachdruck hat gerade
Helmut Kohl immer wieder deutlich gemacht,
dass der Euro die europäische Integration irre-
versibel mache. Währungsunion und politische
Union sollten Hand in Hand gehen. Der Ver-
trag von Maastricht, genauer: der Euro, war
damit auch der Versuch, die wieder latente
deutsche Frage abschließend zu beantworten.
Nach der Einheitlichen Europäischen Akte
und der Vollendung des Binnenmarktes, wel-
che die Integration in den 1980er Jahren beflü-
gelt hatten, war der Euro das letzte große, ge-
meinsame deutsch-französische Projekt. Es
funktionierte, da Deutschland wie Frankreich
daran ein übergeordnetes Interesse hatten 
Frankreich, um endlich die strukturelle Asym-
metrie des Europäischen Währungssystems und
die Dominanz der D-Mark zu überwinden,
Deutschland, um sich der Ankerrolle im Rah-
men der WWU zu entledigen und zugleich die
politische Union zu forcieren,5 die es in seiner
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Mittellage zur Stabilisierung des gesamten Kon-
tinents am meisten nötig hatte.
Nach der Lancierung der WWU jedoch ist
Deutschland und Frankreich das gemeinsame
Projekt abhanden gekommen, und das hat die
deutsch-französischen Beziehungen in den Leer-
lauf getrieben. Für die unvollendete politische
Union, in Maastricht nur stiefmütterlich behan-
delt, gab und gibt es vom Vertrag von Amster-
dam 1997 über Nizza 2000 bis hin zum derzei-
tigen Verfassungskonvent kein überzeugendes
deutsch-französisches Konzept (Schild 2002).
Die EU-Osterweiterung, für Deutschland ein
geopolitisches Schlüsselprojekt, war nie wirk-
lich Frankreichs Anliegen und ist es bis heute
nicht geworden.6  Frankreichs Angst vor einer
Marginalisierung im erweiterten Europa und sein
jakobinischer Rückzug nährten in Deutschland
Frustration und eine Rhetorik des nationalen
Interesses, die man dort bisher nicht vernom-
men hatte. Deutschland verliert in dem Maße
sein Engagement für ein gemeinschaftliches
Europa, wie es sich von den anderen EU-Mit-
gliedern  und hier vor allem von Frankreich 
mit der Bürde, genauer: der Finanzierung der
Osterweiterung, alleine gelassen glaubt.
3.2. Systemische Brüche
Die deutsch-französischen Beziehungen dro-
hen damit am Vorabend der Osterweiterung
gleich vor einem doppelten Aus zu stehen:
Zum Manko eines gemeinsamen Projekts, ei-
ner gemeinsamen Vision kommt der Verlust der
traditionellen Hebelwirkung. Deutschland und
Frankreich bilden sicherlich noch eine kriti-
sche Masse für europäische Initiativen, ihr Ein-
satz ist aber nur noch notwendige und nicht mehr
hinreichende Bedingung für deren erfolgreiche
Umsetzung. Hinzu kam in den späten 1990er
Jahren auf beiden Seiten die Tendenz, den ver-
meintlich bevorzugten Partner durch Avan-
cen gegenüber dem Dritten unter den Großen
Drei der EU zu provozieren: so Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder mit dem Schröder-Blair-
Papier über den Dritten Weg (Blair/Schröder
1998); und so Präsident Chirac mit der St. Malo-
Initiative zur europäischen Verteidigung (Fran-
zösisch-Britische Erklärung 1998).
Die letzte Gemeinsamkeit, zu der das
deutsch-französische Paar in den letzten Jah-
ren fähig war, hatte oft lediglich zum Ziel, den
bevorzugten Partner bei der Durchsetzung
seiner nationalen Interessen in der EU zu
assistieren. So unterstützte Gerhard Schröder
auf dem EU-Gipfel im schwedischen Göteborg
im Juni 2001 seinen französischen Kollegen
Lionel Jospin im Widerstand gegen die von der
EU-Kommission forcierte Liberalisierung des
französischen Energiemarktes; Jospin wie-
derum deckte die deutsche Forderung, die vol-
le Freizügigkeit im Personenverkehr im Rah-
men der Osterweiterung nur nach einer Über-
gangsphase auch den neuen Mitgliedern zu
gewähren (Brücker/Weise 2001). So schützte
man einander zwar gegenseitig vor unliebsa-
men EU-Entscheidungen, doch die europäische
Integration wurde nicht weitergebracht. Auch
in der Diskussion über den Stabilitätspakt
versteckte sich die deutsche Bundesregierung
mehr hinter dem ebenfalls zögerlichen Frank-
reich, was die Anwendung des Defizitkri-
teriums anbelangt; zu einer gemeinsamen Ini-
tiative mit Blick auf eine flexible Auslegung
und Anwendung, wenn nicht gar kreative Neu-
fassung des Paktes ist es 2002 nicht gekom-
men (Herz 2002).
Das Fehlen von Projekten und Visionen re-
sultiert in Konzeptionslosigkeit, die beide Sei-
ten zur Verteidigung nationaler Interessen ver-
leitet. Die jüngste deutsch-französische Eini-
gung über die Finanzierung der Osterweiterung
auf dem Europäischen Rat in Brüssel im Okto-
ber 2002 zeigte zwar, dass Deutschland und
Frankreich in akuten Krisen noch zum Krisen-
management fähig sind. Aber sind sie noch fä-
hig, gemeinsam Europas Zukunft zu skizzieren
und zu gestalten?
4. Die Agenda für die Zukunft der deutsch-
französischen Zusammenarbeit
4.1. Die Währungsunion und der Stabilitäts-
und Wachstumspakt
Von Anfang an hatte Frankreich das Gefühl,
in Sachen Währungsunion unter deutschem
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Diktat zu stehen (Aeschimann/Riché 1996;
Guérot 1997b). Der Maastrichter Vertrag ver-
fasste die Statuten der Europäischen Zentral-
bank (EZB) in einer nahezu identischen Weise
entsprechend den Statuten der Bundesbank, die
EZB musste nach Frankfurt, der Name Ecu
wurde  auf deutschem Wunsch hin  in Euro
umgewandelt, der Stabilitätspakt, der auf dem
Europäischen Rat in Dublin 1996 beschlossen
wurde, war ein deutscher Wunsch und, in fran-
zösischer Lesart, eine Art deutsche Zusatz-
forderung, die fiskalischen Konvergenz-
kriterien bezüglich des Defizits und der Staats-
verschuldung sollten auf einmal nicht mehr, wie
der Maastrichter Vertrag es im übrigen eigent-
lich vorsieht, dynamisch, sondern punkt-
genau erfüllt werden. Was den Deutschen als
geldpolitische Stabilität (Euro: Stark wie die
Mark) teuer und wichtig erschien, war für die
Franzosen geldpolitisch Rigidität, die letztlich
in einer ohnehin angespannten Konjunktur nur
zusätzlich Arbeitsplätze kostete (Maastricht
tue lemploi  Maastricht tötet Arbeits-
plätze).
Letztlich vertraten beide Seiten wichtige
Grundsätze. Natürlich hatte Deutschland Recht,
die geldpolitische Stabilität des Euro zu ver-
teidigen und darum auf Gesundung der Defi-
zite und Haushalte in den Mitgliedstaaten der
Europäischen Union zu drängen. Aber auch die
Franzosen hatten Recht mit dem Argument,
dass geldpolitische Rigorosität allein auch nicht
zu einer volkswirtschaftlichen Gesundung
führt.
Der Schlagabtausch um 1997/1998 war da-
her umso heftiger. Die französische Weigerung,
den deutschen Stabilitätspakt zu unterzeich-
nen  er wurde auch auf französisches Drängen
bezeichnenderweise schließlich als Stabilitäts-
und Wachstumspakt abgeschlossen , hätte fast
zum Scheitern des Amsterdamer Vertrages von
1997 geführt und konnte nur dadurch gelöst
werden, dass Deutschland seinerseits einem
Beschäftigungskapitel im Amsterdamer Ver-
trag und zusätzlich der Einberufung eines Eu-
ropäischen Sondergipfels zur Beschäftigung im
November 1997 in Luxemburg zustimmte.
Die Diskussionen um den Stabilitätspakt zei-
gen, dass mit ihm kein letztlich tragfähiger Kom-
promiss gefunden wurde. Seine problematischen
Seiten machen sich zunehmend auch in
Deutschland bemerkbar, wo 2002 in einer kon-
junkturell schwierigen Lage das Defizit-
kriterium nicht eingehalten werden konnte.
Damit sind hier Reformen oder Modifikationen
des Paktes zu erwarten, mit denen tendenziell
die ursprünglichen französischen Bedenken
aufgenommen würden.7  Die Entscheidung, auf
die strukturellen Defizite abzustellen und kon-
junkturelle Faktoren herauszurechnen, trifft im
Kern das alte französische Anliegen, eine bereits
schwächelnde Wirtschaft nicht noch zusätzlich
durch exzessive Haushaltskonsolidierung abzu-
schnüren und Spielräume für die automatischen
Stabilisatoren zuzulassen. Aber angesichts der
Kritik vonseiten der Wirtschaftswissenschaft am
Stabilitätspakt (vg. Wolf 2002), die konstruktiv
aufgegriffen werden könnte, wollen sich
Deutschland und Frankreich eher den Verpflich-
tungen des Paktes entziehen als ihn inhaltlich
verbessern und damit den wirtschaftlichen He-
rausforderungen anpassen.
4.2. Die Finanzierung der Osterweiterung
und ihre Gestaltung
Hinter den Bedenken bezüglich der Finanzier-
barkeit der Osterweiterung stand im Kern der
fast schon klassische Konflikt im Kontext des
EU-Haushaltes. Die Interessen von Deutschland
als größtem Nettozahler und von Frankreich als
massiv durch die Gemeinsame Agrarpolitik be-
günstigtem Land könnten gegensätzlicher nicht
sein (Weise et al. 2002). Dieser Konflikt be-
stimmte zuletzt die Verhandlungen um die mit-
telfristige finanzielle Vorausschau, die Agenda
2000, und alle nachfolgenden Versuche, die
Agrarpolitik mit der Osterweiterung kompati-
bel zu machen.
Auf dem Europäischen Rat von Brüssel, 24./
25. Oktober 2002, wurde nun eine Übereinkunft
gefunden, wie nicht nur in den allernächsten
Jahren, sondern mittelfristig die Agrarpolitik
auch in einer erweiterten Union finanziert wer-
den soll. Die Staats- und Regierungschefs ver-
einbarten, dass die Agrarausgaben, abgesehen
von einem 1%-igen Inflationsausgleich, ab 2007
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auf dem Niveau von 2006 eingefroren werden
(Schlussfolgerungen des Vorsitzes 2002),8
lediglich die Hilfen für den Strukturwandel in
ländlichen Regionen sind hiervon ausgenom-
men. Da die Mittel nach der Erweiterung auch
für die neu hinzukommenden Landwirte reichen
müssen, werden sich die Bauern in der EU 15
auf niedrigere Unterstützungszahlungen einstel-
len müssen.
Diese Übereinkunft lässt sich als Erfolg für
die EU und gerade auch für die deutsch-fran-
zösische Zusammenarbeit werten  wenn man
dafür einen geeigneten Maßstab anlegt.
Deutschland und Frankreich haben damit die
historisch und politisch wichtigste Heraus-
forderung der EU, nämlich die Wiedervereini-
gung des europäischen Kontinents, nicht
aufgrund einiger Milliarden mehr oder weniger
für die Gemeinsame Agrarpolitik platzen las-
sen. Am Ende stand eine win-win-situation für
beide: Präsident Chirac hat für die französischen
Bauern erreicht, dass bis zum Jahre 2006, wenn
die Neufassung des EU-Finanzrahmens ansteht,
der Status quo erhalten bleibt. Deutschland
konnte durch die Deckelung der Agrarausgaben
geltend machen, dass seine Nettoausgaben in
Folge der Osterweiterung nur in bestimmten
Grenzen steigen werden, auch wenn die erstrebte
Haushaltsneutralität nicht durchgesetzt werden
konnte.9
Die positive Resonanz auf die deutsch-fran-
zösische Einigung in Brüssel zeigt wohl vor al-
lem, dass die Erwartungen gering geworden
sind.10  Inhaltliche Reformen der Agrarpolitik
sind weiterhin aufgeschoben (so schon Weise
1997). Denn unterhalb des Deckels muss
gleichsam alles noch geregelt werden. Dies wird
in der Zeit bis 2006 von Frankreich und
Deutschland noch viel Detailarbeit erfordern
und Reibungsflächen bieten. Denn es geht in
Wahrheit nicht nur um eine Reform der Agrar-
politik. Entscheidend ist die Frage, ob die EU
auch weiterhin etwa die Hälfte ihres Haushal-
tes für die Bauern und damit für 5 % der Bevöl-
kerung ausgeben will,11  oder ob das gemeinsa-
me Geld eher für Zukunftsprojekte  Hoch-
technologie, gemeinsamer Grenzschutz, Ausbau
der europäischen Verteidigungspolitik  ausge-
geben werden soll.
4.3. Die Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik der EU: Aktives Frankreich,
passives Deutschland?
Die Europäische Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik (ESVP) ist der ambitionierteste As-
pekt der Gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik (GASP), die mit dem Vertrag von Maas-
tricht eingeführt wurde. Als solche ist die ESVP
Kristallisationspunkt grundlegender Differenzen
der einzelnen EU-Mitglieder in der Außenpoli-
tik. Gerade in ihrer Beziehung zum deutsch-fran-
zösischen Verhältnis ist ihre Entwicklung un-
trennbar verbunden mit der Frage nach der Rolle
der NATO im neuen Europa post 1989.
Hier gab es schon zu Beginn der 1990er Jah-
re eine Reihe von deutsch-französischen Aus-
einandersetzungen, die im Wesentlichen um die
Frage kreisten, wie unabhängig das neue, gro-
ße und wiedervereinigte Europa in seiner Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik gegenüber den
USA sein sollte. Während die französische Di-
plomatie stark auf die Betonung einer neuen
europäischen Unabhängigkeit setzte und die
Frage nach der Sinnhaftigkeit und der Rolle der
NATO nach Ende des Ost-West-Konfliktes auf-
warf, verteidigte Deutschland eine starke Rolle
der NATO in Europa auch nach den Umwäl-
zungen von 1989 und zielte vor allem darauf
ab, eine Verdoppelung der sicherheitspolitischen
Strukturen zwischen der EU einerseits und der
NATO andererseits zu vermeiden.12  Spätestens
nach den Ereignissen zunächst in Bosnien und
dann im Kosovo, durch welche die europäische
Abhängigkeit von der NATO sichtbar zu Tage
trat (Gordon 1997/98), lenkte Frankreich hier
jedoch zumindest ansatzweise ein und nahm
sukzessive von seiner Forderung nach einer
unabhängigen, außerhalb der NATO stehenden
Struktur einer Europäischen Sicherheits- und
Verteidigungspolitik Abstand (Andreani 1998).
Die Entwicklungen der 1990er Jahre haben
letztlich nicht zu Verschiebungen von Denk-
mustern in den deutsch-französischen Beziehun-
gen geführt. Das Tauziehen zwischen Deutsch-
land und Frankreich um die zukünftige Unab-
hängigkeit oder zumindest um mehr Selbstän-
digkeit in der ESVP ist erkennbar vom Schei-
tern der Europäischen Verteidigungsgemein-
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schaft im Jahre 1952 bis hin zur deutschen Kri-
tik an der Wiederaufnahme der französischen
Nuklearversuche 1995.
Entscheidend ist gerade hier das inzwischen
geänderte internationale und innereuropäische
Umfeld. Denn erstens verbinden sich heute mit
der GASP weit stärkere politische Visionen und
Absichten, gerade auch der mittleren und klei-
neren EU-Mitgliedstaaten. Das so genannte
headline goal,13  d.h. der Aufbau einer europäi-
schen Eingreiftruppe von 60.000 Mann bis zum
Jahr 2003, sind Ausdruck dieser Ambitionen.
Zweitens sind die USA in Folge der Terror-At-
tentate vom 11. September 2001 international
immer stärker aktiv, vor allem auf deutlich
unilateraler Basis. Damit wächst die Notwen-
digkeit und der Druck für die EU, international
mit einer Stimme zu sprechen. Doch Deutsch-
land und Frankreich fehlt auch hier die Ener-
gie, die Dinge entscheidend voran zu treiben.
Verschiedene gemeinsame Rüstungsprojekte,
wie etwa die Beschaffung des Truppentransport-
flugzeugs A400M, führen immer wieder zu bi-
lateralen Streitigkeiten. Nur mühevoll konnten
Deutschland und Frankreich zu einer gegensei-
tigen Akzeptanz ihrer jeweiligen Positionen zum
USA-Irak-Konflikt kommen. Aber das Trennen-
de steht auch hier im Vordergrund: während
Deutschland noch im November 2002 jeden
Einsatz militärischer Mittel auch im UN-Rah-
men kategorisch ablehnte und in der EU auf eine
Sonderposition drängte, wird Frankreichs Po-
sition bestimmt durch seine Rolle als Ständiges
Mitglied des UN-Sicherheitsrats. Im Verhältnis
zu den USA stehen Frankreich und Deutsch-
land nach wie vor jeder für sich allein.
4.4. Die künftige Verfassung Europas ... ist
mehr als ein Vertragstext
Fast alle institutionellen Fragen, die zwischen
Deutschland und Frankreich auf dem Gebiet der
politisch-institutionellen Gestaltung Europas in
den letzten Jahren zu kontroversen Diskussio-
nen geführt haben und aktuell noch problem-
behaftet sind, lassen sich nach dem Schema de-
klinieren, dass sich auf der einen Seite das semi-
präsidentiell regierte und zentralistisch organi-
sierte Frankreich und auf der anderen Seite das
parlamentarisch regierte und föderal organisierte
Deutschland in der Mitte treffen müssen, um
europäische Institutionen sui generis zu gestal-
ten. Und dieser Gegensatz bestimmt auch die
Diskussion im verfassungsgebenden Konvent
der EU unter Vorsitz des ehemaligen französi-
schen Präsidenten Valery Giscard dEstaing.
Seit dem schon erwähnten Schäuble-Lamers-
Papier von 1994, in dem die deutsche Seite im
Wesentlichen ein starkes Kerneuropa vorge-
schlagen hatte, mit föderalen Strukturen für die
EU, d.h. Ausdehnung von Mehrheitsentschei-
dungen, eine starke Kontrolle durch das Euro-
päische Parlament und die tendenzielle Entwick-
lung der Europäischen Kommission in Richtung
europäische Regierung bei gleichzeitigem Re-
spekt des Subsidiaritätsprinzips, streiten sich
Deutschland und Frankreich nur vordergründig
über Worte, de facto aber über Demokratie-
konzepte.
Wie aber könnte eine Kompromisslinie zwi-
schen Deutschland und Frankreich aussehen,
was die Ausgestaltung des institutionellen Sys-
tems der EU anbelangt? Ausgangspunkt kann
sein, dass sowohl innerhalb Frankreichs als auch
innerhalb Deutschlands die Ideen und Vorstel-
lungen über die demokratisch-institutionelle
Verfasstheit Europas durchaus divergieren. So
hat ein Teil der französischen, bürgerlichen
Rechten aus dem Spektrum der UDF (siehe UDF
2000) Vorstellungen, die mit den Ansätzen, wie
sie von Teilen der CDU, aber z.B. auch von
Bundespräsident Johannes Rau (1999a, 1999b,
2000) vertreten werden, kompatibel wären. In
dieser föderalen Konzeption würde sich die
Europäische Kommission tendenziell in Rich-
tung europäische Regierung entwickeln, das
Europäische Parlament (EP) würde entspre-
chend des Prinzips eine Person, eine Stimme
ein voll proportionalisiertes Parlament der eu-
ropäischen Bürger werden und der (Europäi-
sche) Rat würde, entsprechend des Prinzips ein
Staat, eine Stimme zu einer zweiten Kammer,
einer Staatenkammer.
Nach der offiziellen Position der deutschen
Bundesregierung soll der Präsident der Kom-
mission durch das Europäische Parlament ge-
wählt werden. Aber Frankreich zeigt wenig
Offenheit für das, was die Deutschen als
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Demokratisierung durch Politisierung be-
zeichnen. Ein durch das EP gewählter Kom-
missionspräsident würde die Kommission und
das EP dadurch aufwerten, dass die BürgerInnen
über die Europawahlen ihre europäische Re-
gierung abwählen oder im Amt bestätigen
könnten. Frankreich hat damit aber gleich zwei
Probleme, ein abstraktes und ein praktisches.
Das abstrakte ist seine eigene mangelnde parla-
mentarische Tradition. Das Praktische ist, dass
Frankreich durch die Beschlüsse von Nizza dau-
erhaft weniger Abgeordnete im EP haben wird
als Deutschland und schon allein von daher ei-
nen Machtzuwachs des EP ablehnt.
Die teleologischen Verstrickungen zwischen
Deutschland und Frankreich und der sinnlose
Disput über den Begriff der Föderation
(Guérot 2002) haben über die letzten Jahre ei-
gentlich nur dazu geführt, dass die Diskussion
über die institutionelle Zukunft Europas von
Großbritannien besetzt wurde. Noch anlässlich
der Erklärung von Laeken im Dezember 2001,
welche die Einberufung eines europäischen
Verfassungskonvents beschloss, gab es eine
gemeinsame deutsch-französische Initiative,
diesmal sogar von den beiden Parlamenten (Ge-
meinsame Erklärung 2001). Aber sie hat sich
inhaltlich nicht durchsetzen können.
Mit erstaunlichem Tempo hat sich die Dis-
kussion nach dem britisch-spanischen Vorschlag
vom Februar 2002 auf die Frage konzentriert,
ob es einen Präsidenten des Europäischen Ra-
tes geben soll, um der EU nach außen eine ein-
heitliche Stimme zu geben. Frankreich hat sich
diesem Vorschlag bereits angeschlossen. Und
auch der am 28. Oktober 2002 präsentierte Ent-
wurf des Konventspräsidiums unter der Feder-
führung von Giscard dEstaing hat diesen Vor-
schlag aufgegriffen (Europäischer Konvent
2002). Problematisch ist dabei, dass er maßgeb-
lich die intergouvernementale Komponente der
EU-Institutionen stärken würde. Deutschland
wiederum nimmt zu diesem Vorschlag eine zö-
gerliche und geteilte Position ein. Während
Bundeskanzler Schröder bereits offen mit die-
sem Vorschlag geflirtet hat,14  scheint Außen-
minister Joschka Fischer föderalen Konzepten
auf der Grundlage seiner Rede vor der Hum-
boldt-Universität (Fischer 2000) immer noch
gedanklich verpflichtet zu sein. Es wird sich
zeigen müssen, inwieweit Fischer einerseits den
Konvent mit seinen Positionen wird beeinflus-
sen können, und andererseits, inwieweit er sich
gegenüber Schröder wird durchsetzen können.
Nachdem sich Frankreich mit der Ausnahme
von wenigen Stimmen (etwa Badinter 2002) von
föderalen Konzepten verabschiedet zu haben
scheint, führt Deutschland eine Art Rückzugs-
gefecht für eine stärkere Kommission.
Der deutsche Ansatz zielt auf Stärkung des Eu-
ropäischen Rates unter Beibehaltung des Macht-
gleichgewichts zwischen den EU-Institutionen
ab, d.h. ohne Schwächung der Kommission und
des EP. In diesem Sinne sind die deutschen Vor-
schläge auf eine Doppelspitze  Präsident des
Europäischen Rates und gewählter Kom-
missionspräsident (Pöttering 2002)  zu verste-
hen, während die Briten auf einen einzigen Prä-
sidenten des Rates setzen, der zugleich der Kom-
mission mit vorsteht (Duff 2002). Das deutsche
Problem ist, dass es wenig überzeugende Vor-
schläge gibt, wie denn die Kommission und das
Parlament sinnvoll gestärkt werden könnten,
denn eine Politisierung der Kommission könn-
te mittelfristig auch ihre Schwächung bedeuten.
Wichtige Bereiche der heutigen Kommissions-
arbeit, z.B. das Wettbewerbsrecht, müssten in
unabhängige europäische Agenturen überführt
werden. Eine politische Kommission könnte ih-
rer neutralen Rolle als Hüterin der Verträge
nicht mehr nachkommen. Am problematischs-
ten aber ist, dass Deutschland für eben diese Plä-
ne seinen strategischen Verbündeten, Frankreich,
nicht mehr hat. Was die Frage nach der zukünf-
tigen europäischen Exekutive anbelangt, so di-
vergieren Deutschland und Frankreich hier er-
heblich. Der alte Traum von Margaret Thatcher
scheint in der institutionellen Diskussion aufge-
gangen zu sein: wenn Deutschland und Frank-
reich uneins sind, dann bestimmt Großbritanni-
en die europapolitische Agenda.
5. Fazit: Vom muddling through zum
agenda setting?
Der europäische Verfassungskonvent wird in
der historischen Dimension nicht nur die Frage
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beantworten müssen, ob die europäische Inte-
gration durch die Schaffung integrierter Struk-
turen für Gesamteuropa auch in Zukunft noch
die Antwort auf die latente deutsche Frage sein
kann, sondern auch, ob und wie sich Europa in
einer durch Globalisierung einerseits, Dominanz
der USA andererseits bestimmten Welt künftig
als Akteur zu behaupten gedenkt. Eine ganze
Dekade lang hat Frankreich es versäumt, einem
deutlichen Integrationssprung zuzustimmen, der
Voraussetzung für die weitere Selbsteinbindung
Deutschlands gewesen wäre. Grund dafür war
das Unbehagen, nach den (deutschen) Struktu-
ren der Währungsunion nun auch noch die po-
litischen Strukturen Deutschlands für die insti-
tutionelle Ausgestaltung der EU übernehmen zu
müssen. Die Kraft, das große Europa in inte-
grierte Strukturen zu überführen, hat Deutsch-
land und Frankreich bisher gefehlt.
Entscheidend bleibt daher die Richtung, in die
beide Länder Europa führen wollen. Diese war
lange Zeit bestimmt vom teils zaudernden, teils
umkämpften, doch letztlich unbestrittenen Stre-
ben nach tieferer Integration. Der Euro ist der
jüngste Beleg deutsch-französischer Führungs-
kraft und ihrer potentiell integrationsfördernden
Wirkung.
Die Situation hat sich nun aber geändert. Na-
tionale Besitzstandswahrung hat überhand ge-
nommen. Deutschland, seines strategischen
Partners verlustig, hat inzwischen gelernt, auf
seine eigenen Interessen zu achten. Die institu-
tionelle Diskussion in Deutschland wird bereits
in einem hohen Ausmaß von einer Diskussion
über die EU-Finanzen überschattet. Deutschland
könnte geneigt sein, föderale Ambitionen für
einen geringeren Nettobeitrag zum EU-Haus-
halt aufzugeben.
Kritisch ist heute nicht nur ein Mangel an
Harmonie, sondern auch, dass die Richtung ver-
loren zu gehen droht. Zu oft ist das traditionelle
Führungsduo und mit ihm die EU zu kurz ge-
sprungen. Heute scheint in manchen strittigen
Punkten, so bei der Weiterentwicklung des Sta-
bilitäts- und Wachstumspakts, eine Einigung
möglich, ohne dass dies einen wirklich großen
Wurf bedeuten würde. Die Reformchance bei
der Agrarpolitik wurde einstweilen vertan. Tief-
greifende Schritte bei der Gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik scheinen unrealistisch, so
nötig sie wären, solange Deutschland und Frank-
reich im Kleinklein der Streitigkeiten über
Rüstungskooperation verharren und die
sicherheitspolitischen Ambitionen nicht mit
genügend Finanzmitteln unterstützen. Die zen-
trale Bühne ist damit der Konvent zur Entwick-
lung einer Verfassung für eine funktionsfähige,
aktive Union mit vielen neuen Mitgliedstaaten.
Hier sind die Partner beiderseits des Rheins in
der Verantwortung, gemeinsame, mutige Kon-
zepte für das politische Design des großen, in-
tegrierten Europa vorzulegen.
ANMERKUNGEN
1 Zu den französischen Reaktionen vgl. Le Monde,
18.10.1994, 23.11.1994 sowie 12.12.1994.
2 Vgl. den Gemeinsamen Brief anlässlich des EU-Gip-
fels in Florenz im Juni 1996.
3 In der so genannten Nürnberger Erklärung, vgl.
Le Monde, 12. Dezember 1996.
4 Vgl. die Rede von Lionel Jospin in Berlin vom
28.5.2001; dazu ausführlich Neuss (2002).
5 Vgl. Hefeker (1997); eine ausführliche Übersicht
bezüglich der deutsch-französischen Streitigkeiten
über die WWU bietet Guérot (1997a).
6 Als Blockademanöver zu interpretieren sind bei-
spielsweise die Vorschläge des damaligen Außen-
ministers Hubert Védrine anlässlich der im Novem-
ber 2001 vorgestellten Fortschrittsberichte der EU-
Kommission zur Osterweiterung, doch gleich alle 12
Staaten, also auch Rumänien und Bulgarien, in der
ersten Runde aufzunehmen; vgl. die Pressekonferenz
des französischen Außenministers, Hubert Védrine,
zur Osterweiterung der EU auf der Sitzung des All-
gemeinen Rates am 19.11.2001 in Brüssel.
7 Siehe dazu den Ausspruch des EU-Kommissions-
präsidenten, Romano Prodi, Der Stabilitätspakt ist
dumm., in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom
18.10.2002.
8 Vereinbart wurde eine nominale Steigerung um 1 %
p.a.; liegt die tatsächliche Inflationsrate über diesem
Wert, bedeutet dies eine reale Senkung der Ausga-
ben; vgl. dazu Financial Times Deutschland vom
28.10.2002.
9 Typisch dafür die Schlagzeile Berlin und Paris fei-
ern sich als Sieger im Finanzpoker in der Financial
Times Deutschland vom 28.10.2002.
10 Wichtiger als der Inhalt des Kompromisses ist, dass
überhaupt eine Entscheidung gelungen ist, wird der
polnische Außenminister Wlodzimierz Cimoszewicz
im Handelsblatt vom 28.10.0202, S. 7, zitiert.
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11 2002 beträgt der EU-Haushalt etwa 100 Milliarden
Euro, wovon ca. 48 Milliarden in die Gemeinsame
Agrarpolitik fließen.
12 Zur Diskussion über die Europäische Sicherheits- und
Verteidigungspolitik zu Beginn der 1990er Jahre und
die in diesem Bereich notwendig gewordene Neu-
definition der euro-atlantischen Beziehungen vgl. im
einzelnen Bozo (1998, insbesondere 1525).
13 Für die entsprechende Analyse und die Dokumente
vom EU-Gipfel in Köln im März 1999 bis hin zum
EU-Gipfel in Helsinki siehe Howorth (2000) und
Rutten (2001, 2002).
14 Vgl. die Aussage Schröder backs EU presidency,
in: Financial Times, 11.10.2002.
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